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Jährlich prüfen: 

Opting Out noch 
gerechtfertigt? 
 
Seit dem 1. Januar 2008 
können sich juristische 
Personen, die im Jahres-
durchschnitt weniger als 
zehn Vollzeitstellen zählen, 
von der Pflicht zur Prüfung 
ihrer Jahresrechnung 
durch eine Revisionsstelle 
befreien lassen. Dieser 
einmal beschlossene Ver-
zicht – das sog. «Opting 
Out» – muss regelmässig 
überprüft werden.   

Bei der Berechnung der 
Vollzeitstellen sind Lehr-
linge und Praktikanten zu 
berücksichtigen sowie 
Teilzeitstellen anteilig ge-
mäss ihrem Pensum. Wird 
die Anzahl von zehn Voll-
zeitstellen in einem Ge-
schäftsjahr im Jahres-
durchschnitt erreicht, 
muss anlässlich der Gene-
ralversammlung eine Revi-
sionsstelle gewählt und ins 
Handelsregister eingetra-
gen werden. Das Unter-
nehmen ist dann verpflich-
tet, eine eingeschränkte 
Revision durchführen zu 
lassen. 

Da der Verwaltungsrat an-
lässlich des Opting Outs 
eine entsprechende Erklä-
rung abgegeben hat, liegt 
die Pflicht zum Einhalten 
der entsprechenden Vor-
schriften bei ihm. Wird die 
Jahresrechnung eines Un-
ternehmens nicht ord-
nungsgemäss geprüft, haf-

tet der Verwaltungsrat für 
die Schäden, die aufgrund 
einer Pflichtverletzung ent-
stehen. 

Es bietet sich somit an, 
jährlich zu überprüfen, ob 
die Voraussetzungen für 
einen Verzicht auf die Prü-
fung der Jahresrechnung 
gegeben sind. Neben den 
rein gesetzlichen Regeln 
ist nicht zuletzt immer 
auch der erweiterte Nut-
zen einer Revision der 
Jahresrechnung in die Er-
wägungen mit einzubezie-
hen.  
 
 

 
 

 
Lohnabrechnungen 

per E-Mail sind 
zulässig 
 
Verfügen die Mitarbeiter 
am Arbeitsplatz über einen 
persönlichen Computer, 
kann eine Lohnabrechnung 
auch elektronisch übermit-
telt werden. Das Gesetz 
sieht nur vor, dass der 
Mitarbeiter einen Anspruch 
auf eine schriftliche Lohn-
abrechnung hat - was aber 
nicht wörtlich zu nehmen 
ist. Kann der Mitarbeiter 

die Lohnabrechnung aus-
drucken, kann sie auch 
per elektronischer Post 
verschickt werden. ���� 
 

 

 
 
 

Tendenz zu 
vermehrten Einlei-

tungen von Steuer-
strafverfahren 
 
Steuerstrafverfahren wer-
den meistens bei versuch-
ter oder vollendeter Steu-
erhinterziehung eingelei-
tet.  

Eine versuchte Steuerhin-
terziehung kann bereits 
dann vorliegen, wenn Leis-
tungen zwischen Gesell-
schaft und Anteilsinhaber 
einem Drittvergleich nicht 
standhalten und man da-
von ausgehen muss, dass 
dieses Missverhältnis dem 
Leistungsempfänger be-
wusst war oder bewusst 
sein musste. Dies ist ins-
besondere bei geldwerten 
Leistungen der Fall, die 
vom Anteilsinhaber be-
wusst in Kauf genommen 
werden. 

Als geldwerte Leistun-
gen können folgende Bei-
spiele gelten:  
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• übersetzte Spesen, 
übersetzter Lohn, über-
setzte Zinsen 

• Privataufwände ge-
schäftsmässig verbucht 

• zu geringer Privatanteil 
Miete 

• Privatanteil Geschäfts-
wagen nicht korrekt 
verbucht 

• als Aufwand verbuchte 
Aktiven 

• Verzicht auf Rückvergü-
tungen 

• Erwerb von Vermögen 
zu übersetztem Preis 

• Verkauf von Vermö-
gensteilen unter dem 
Verkehrswert. 

Es liegt am steuerpflichti-
gen Unternehmen zu be-
weisen, dass Missverhält-
nisse, die der Steuerbe-
hörde auffallen, geschäfts-
mässig begründet sind. 

Bis anhin war es oft üblich, 
dass Unternehmen eine 
Entdeckung von geldwer-
ten Leistungen einkalku-
lierten und mit einer einfa-
chen Aufrechnung der 
Steuerbehörde rechneten. 
Diese bewusste Inkauf-
nahme von geldwerten 
Leistungen wird aber ver-
mehrt mit empfindlichen 
Strafen wie Nachsteuer-
verfahren, Strafsteuerver-
fahren und Schuld der 
Verrechnungssteuer auf 
der geldwerten Leistung 
plus Verzugszins geahn-
det.  

Aufgrund des Massgeblich-
keitsprinzips der einge-
reichten Jahresrechnung 
kann eine von der Steuer-
behörde erkannte geld-
werte Leistung steuerlich 
nicht rückgängig gemacht 
werden, es ist auch kein 
Storno in der Buchhaltung 
möglich. ���� 

 
 
 
Unwahrer 

Revisionsstellen-
bericht ist 

Urkundenfälschung 

 
Eine unwahre Erfolgsrech-
nung und ein unwahrer 
Bericht des Revisors stel-
len gemäss Bundesgericht 
eine Urkundenfälschung 
dar. Auch das bewusste 
Einreichen eines unwahren 
Revisionsstellenberichts 
zwecks Steuerhinterzie-
hung ist eine Urkundenfäl-
schung. (Quelle: BGE 

6B_711/2012 vom 17.5. 

2013) ���� 
 

 
AHV2-Abzug – 

Deplafonierung des 
Solidaritätsprozents  
 
Um die stark verschuldete 
Arbeitslosenversicherung 
schneller zu sanieren, fällt 
beim Solidaritätsbeitrag 
ab 1. Januar 2014 die 
bisher geltende Obergren-
ze von CHF 315'000 pro 
Jahr weg. 

Neu wird auch auf dem 
Lohnanteil über CHF 
315'000 ein Lohnbeitrag 
von 1% zu Gunsten der 
ALV erhoben. Dieses so-
genannte Solidaritätspro-
zent wird je zur Hälfte 
vom Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer finanziert. Der 
Höchstbetrag des versi-
cherten Verdienstes ver-
bleibt unverändert bei CHF 
126'000 pro Jahr (CHF 
10'500 pro Monat). ���� 

Unternehmen muss 
keinen Nachweis 

für Sozialversiche-
rungsabgaben 

erbringen 

Ein Arbeitnehmer verlang-
te von seinem Unterneh-
men erfolglos den Nach-
weis, dass dieses alle ge-
setzlich und vertraglich 
geschuldeten Sozialversi-
cherungsabgaben bezahlt 
hat. Der Arbeitnehmer ge-
langte daraufhin an das 
Zürcher Arbeitsgericht, 
das sein Begehren abwies. 

Der Arbeitgeber müsse 
den Nachweis nicht 
erbringen, müsse aber an-
geben, bei welcher Aus-
gleichs- und Pensionskas-
se er angeschlossen ist. 
So könne sich jeder Mitar-
beiter selber über die ein-
bezahlten Beiträge erkun-
digen.��(Quelle: Ar-

beitsgericht Zürich, Urteil 

AH110194 vom 14.2.12) ���� 
 

 

 
 

 

Internet-Adressen 
mit ".swiss" 
 
Die neue Domain-Endung 
".swiss" soll im Laufe des 
zweiten Halbjahres 2014 
zur Verfügung gestellt 
werden. Dann wird es 
möglich sein, die Regist-
rierung einer Internetad-
resse mit der Endung 
".swiss" zu beantragen. ���� 
 
 
 



Inhalt des Aktien-
buches ist nicht 

unantastbar 
 
Das Bundesgericht hat 
festgehalten, dass dem 
Aktienbuch Legitimations-
funktion im Verhältnis der 
Aktionäre zur Gesellschaft 
zukommt. Das heisst, dass 
sich die Gesellschaft auf 
den Eintrag im Aktienbuch 
verlassen darf. Hat die Ge-
sellschaft aber Kenntnis 
davon oder müsste sie 
Kenntnis haben, dass der 
Eintrag im Aktienbuch 
falsch ist, so muss sich der 
Verwaltungsrat auch auf 
andere Elemente als das 
Aktienbuch stützen. Des-
halb ist die Wirkung des 
Aktienbuches nur eine re-
lative. Kann der Eintrag im 
Aktienbuch nämlich wider-
legt werden, so gilt die 
entsprechend einberufene 
Generalversammlung als 
unvollständig und die da-
bei gefassten Beschlüsse 
als nichtig. (Quelle: BGE 

137 III 460 vom 

15.8.2011) ���� 

 
 
Teilzeitmitarbeiten-

de haben auch 

Anspruch auf 
Familienzulagen  
 
Anspruch auf Familienzu-
lagen hat, wer auf einem 
jährlichen Erwerbseinkom-
men, das mindestens dem 
halben jährlichen Betrag 
der minimalen vollen Al-
tersrente der AHV ent-
spricht, AHV-Beiträge ent-
richtet. 

Somit muss ein Jahresein-
kommen aus unselbstän-
diger Erwerbstätigkeit von 
mindestens 7'020 Franken 
erreicht werden. Unterhalb 
dieser Grenze gelten die 
Regeln für Nichterwerbstä-

tige. Bei Vorliegen mehre-
rer Teilzeitarbeitsverhält-
nisse werden die Löhne 
zusammengerechnet. Zu-
ständig für die Ausrichtung 
der Familienzulagen ist der 
Arbeitgeber, welcher den 
höchsten Lohn ausrichtet.  

Sofern ein Anspruch für 
einen ganzen Monat be-
steht, wird immer die volle 
Zulage ausbezahlt, unab-
hängig vom Beschäfti-
gungsgrad. ���� 

 

 
 

Die Unternehmens-
nachfolge soll er-

leichtert werden  

Der Bundesrat will die Un-
ternehmensnachfolge für 
Einzelunternehmen, Kol-
lektiv-, Kommandit- und 
Kommanditaktiengesell-
schaften erleichtern. Er 
hat am 22. Januar 2014 
eine entsprechende An-
passung der OR-
Vorschriften über die Bil-
dung des Firmennamens in 
die Vernehmlassung ge-
schickt. 

Die vorgeschlagene Ände-
rung des Obligationen-
rechts (OR) geht auf die 
Motionen "Erleichterung 
der Unternehmensnachfol-
ge" (12.3727) und "Mo-
dernisierung des Firmen-
rechts" (12.3769) zurück. 
Die beiden Motionäre be-
mängeln, dass die gelten-
den Vorschriften für die 
Bildung von Firmen von 
Einzelunternehmen, Kol-
lektiv-, Kommandit- und 
Kommanditaktiengesell-

schaften zu restriktiv seien 
und den Nachfolgeprozess 
behinderten. Wenn ein Un-
ternehmen seinen Firmen-
namen einmal gewählt ha-
be, sollte dieser beibehal-
ten werden können, unge-
achtet der Änderungen, 
die den Kreis der Gesell-
schafterinnen und Gesell-
schafter oder die Rechts-
form betreffen. 

Das Firmenrecht ist seit 
seinem Inkrafttreten vor 
rund hundert Jahren prak-
tisch unverändert geblie-
ben. Per 1. Januar 2008 
sind die Firmenbildungs-
vorschriften für Aktienge-
sellschaften, Gesellschaf-
ten mit beschränkter Haf-
tung und Genossenschaf-
ten vereinheitlicht und 
vereinfacht worden. In ei-
nem nächsten Schritt will 
der Bundesrat nun auch 
die Vorschriften für Kollek-
tiv-, Kommandit- und 
Kommanditaktiengesell-
schaften überarbeiten. 

Kontinuität des Firmen-

namens 
Die vorgeschlagene Ände-
rung des OR verfolgt das 
Ziel, dass der einmal ge-
wählte Firmennamen auf 
unbestimmte Zeit weiter-
geführt werden kann. Ins-
besondere sollen Gesell-
schafterwechsel ohne Än-
derung des Firmennamens 
möglich sein und die Um-
wandlung in eine andere 
Rechtsform soll den Fir-
mennamen idealerweise 
nur noch beim Rechts-
formzusatz tangieren. Da-
durch bleibt der erarbeite-
te und gepflegte Wert ei-
nes Firmennamens erhal-
ten. Zudem soll künftig 
aus dem Firmennamen die 
jeweilige Rechtsform di-
rekt erkennbar sein. Wenn 
sich jede Gesellschaft im 



Firmennamen als das be-
zeichnet, das sie ist, las-
sen sich Unklarheiten be-
züglich der Erkennbarkeit 
als Firmennamen bzw. 
Täuschungen über die 
Rechtsform vermeiden. 

Gleiche Vorschriften bei 

der Firmenbildung 
Ferner sollen bei der Fir-
menbildung künftig für alle 
Gesellschaften die gleichen 
Vorschriften gelten. Ausser 
bei Einzelunternehmen be-
steht der Firmennamen 
aus einem frei zu bilden-
den Kern, der mit der ent-
sprechenden Rechtsform-
angabe ergänzt wird. 
Schliesslich soll mit der 
OR-Änderung der Schutz-
umfang des Firmenna-
mens vereinheitlicht wer-
den. Nach geltendem 
Recht müssen sich die 
Firmennamen von Kollek-
tiv-, Kommandit- und 
Kommanditaktiengesell-
schaften nur von anderen 
Gesellschaften in dieser 
Form am gleichen Ort un-
terscheiden, während der 
Firmennamen von Aktien-
gesellschaften, Gesell-
schaften mit beschränkter 
Haftung und Genossen-
schaften in der ganzen 
Schweiz geschützt ist. Der 
Schutzumfang des Fir-
mennamens soll neu für 
alle Gesellschaften auf die 
ganze Schweiz ausgedehnt 
werden. Damit wird dem 
Umstand Rechnung getra-
gen, dass sich der Wir-
kungskreis von vielen Ge-
sellschaften nicht mehr 
nur auf die Sitzgemeinde 
beschränkt. 

Die Vernehmlassung dau-
ert bis zum 29. April 2014. 
(Quelle: 

www.news.admin.ch vom 

22.01.2014) 
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